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(z. B. Arbeitsrecht) oder auf mehrere rechtlich geregelte Be­
reiche (z. B. Wirtschaftsrecht, Zivilrecht) und auf einzelne 
(z. B. Verkehrswesen) oder auf mehrere Bereiche der Volks­
wirtschaft (z. B. Industrie und Landwirtschaft) erstrecken.

Derivative allgemeine Verhaltenspflichten der Betriebe, 
die im rechtlichen Regelungsmechanismus in konkrete Scha­
densverhütungspflichten umgesetzt werden, werden in all­
gemeinverbindlichen Rechtsvorschriften weiter konkreti­
siert.

Allgemeine Verhaltenspflichten werden letztlich in be­
trieblichen normativen Leitungsakten konkretisiert. Diese 
Einzelentscheidungen der Leiter werden häufig als Ordnung, 
Organisationsanweisung, Betriebs- oder Arbeitsanweisung 
erlassen.5 in ihnen werden Rechte und Pflichten auf der 
Grundlage und im Rahmen des geltenden Rechts festgelegt. 
Sie sind keine Rechtsetzungsakte5 6, gelten deshalb nur in­
nerhalb des Betriebes und sind für alle Mitarbeiter verbind­
lich (z. B. Fahrdienstvorschriften der Deutschen Reichsbahn).

Die in den betrieblichen Regelungen festgelegten Verhal­
tensanforderungen müssen klar und eindeutig formuliert, die 
Rechte und Pflichten exakt festgelegt und die Verantwor­
tungsbereiche voneinander abgegrenzt werden.7 Das hat vor 
allem in den Funktionsplänen und in den Arbeitsordnungen 
der Betriebe zu erfolgen, die zu verwirklichen und zu kon­
trollieren das gemeinsame Anliegen der Leiter, der Gewerk­
schaftsorgane und aller Werktätigen sein muß.

Das schließt auch die Forderung ein, die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten gesellschaftlicher Gremien und Kräfte 
herauszuarbeiten und sie so zu bestimmen, daß sie gesell­
schaftliche Aktivitäten bei der Schadensvorbeugung mobi­
lisieren. Untersuchungen verdeutlichen, daß z. B. der Kon­
trolle durch das Arbeitskollektiv objektiv Grenzen gesetzt 
sind. Bestimmte Rechtsverletzungen im Betrieb (z. B. im 
Rechnungswesen) können und müssen durch spezielle be­
triebliche und außerbetriebliche Kontrollorgane (z. B. Revi­
sionskommission, Staatliche Finanzrevision, ABI) aufge­
deckt werden, und zwar deshalb, weil diese Organe nicht nur 
über ausreichende Sachkenntnis, sondern auch über die er­
forderlichen Kompetenzen verfügen.

Die betrieblichen Regelungen sind als normative Lei­
tungsentscheidungen und Elemente der rechtlichen Regelung 
Konkretisierungsstufen des Rechtsverwirklichungsprozesses 
und Verhaltensnormen innerhalb des Kombinats bzw. Be­
triebes. Soweit sie auf der Grundlage des geltenden Rechts 
ergehen, sind sie auch rechtlich durchsetzbar. Es hat sich be­
währt, in die betrieblichen Ordnungen auch Regelungen 
über Maßnahmen beim Schadenseintritt aufzunehmen, vor 
allem solche, die eine schnelle und exakte Feststellung des 
Umfangs und der Höhe des Schadens ermöglichen, die Ur­
sachen und Bedingungen der Rechtspflichtverletzung klären 
helfen und dazu beitragen, den Schädiger zu ermitteln.

Die allgemeinen Schadensverhütungspflichten sind zu un­
terscheiden von den im ZGB geregelten8 9

— besonderen Verpflichtungen, die für Rechtsbeziehungen

der Vertragspartner gelten (gesetzliche und vereinbarte 
Pflichten);
— Pflichten, die nur für besondere Verantwortungsbereiche 
gelten (z. B. für bestimmte Betriebe, Berufe oder Tätigkei­
ten)6;
— Pflichten gegenüber bestimmten Partnern (z. B. aus Han­
deln ohne Auftrag gemäß § 276 ZGB) sowie
— konkreten außervertraglichen Schadenersatzpflichten ge­
mäß § 330 ff. ZGB.

Die inhaltliche Charakterisierung der allgemeinen Scha­
densverhütungspflichten der Betriebe und der Prozeß ihrer 
Umsetzung haben nicht nur rechtstheoretische Bedeutung. 
Sie dienen der Praxis bei der Prüfung und Feststellung der 
zivilrechtlichen außervertraglichen Verantwortlichkeit und 
bei der Schadensvorbeugung.

In Fällen, in denen Bürger dem Volkseigentum unter Ver­
letzung ihnen obliegender Pflichten rechtswidrig Schäden 
zufügen, ist es für die Beseitigung und künftige Vermeidung 
dieser Schäden unerläßlich zu wissen, mit welchen Rechts­
pflichtverletzungen begünstigende Bedingungen für Schä­
den und ggf. sogar für Straftaten gesetzt wurden. Das ist 
jedoch nur möglich, wenn sich die Betriebe mit den aus 
§§ 323 bis 325 ZGB ableitbaren, in Rechtsvorschriften oder 
betrieblichen normativen Leitungsakten konkret formulier­
ten Rechtspflichtverletzungen auch auseinandersetzen kön­
nen. Außerdem wird in Fällen der Schadenszufügung die 
Pflichtverletzung und die Rechtswidrigkeit der Schadensver­
ursachung als Voraussetzung der materiellen Verantwort­
lichkeit und damit der Tatbestandsmäßigkeit nach § 330 ZGB 
leichter und konkreter zu prüfen und vor allem für die zu 
treffende Entscheidung überzeugender zu begründen sein.

Für die Rechtsanwendung folgt daraus, daß mit der Ver­
letzung einer durch Rechtsvorschrift oder durch betriebli­
chen normativen Leitungsakt konkret bestimmten Pflicht 
zur Verhütung von Schäden und zur Abwehr von Gefahren 
stets auch allgemeine Rechtspflichten des Betriebes verletzt 
werden. Aber auch dann, wenn solche konkret bestimmten 
Pflichten nicht festgelegt sind, ist zu prüfen, ob gegen allge­
meine Rechtspflichten zur Schadensverhütung verstoßen 
wurde, weil auch deren alleinige Verletzung Verantwortlich­
keit für dadurch verursachte Schäden nach sich ziehen 
kann.10 In solchen Fällen kann das zur Feststellung der Mit­
verantwortlichkeit des geschädigten Betriebes gemäß § 341 
ZGB führen, denn mit der alleinigen Verletzung allgemeiner 
Rechtspflichten wird das Tatbestandsmerkmal der Pflicht­
verletzung in § 330 ZGB ebenso erfüllt wie durch die Ver­
letzung konkret bestimmter Schadensverhütungspflichten. 
Das stellt hohe Anforderungen an die für die Prüfung der

5 Eine Analyse normativer betrieblicher Einzelentscheidungen 
führte zur Klassifizierung in vier Gruppen von Ordnungen:

1. Ordnungen, die über Rechtsvorschriften informieren, diese 
zusammenfassen und erläutern; sie werden überwiegend als 
Richtlinien, Hinweise oder Informationen bezeichnet.

2. Ordnungen, die bestehende Rechte und Pflichten durch 
Festlegungen untersetzen, aber die rechtliche Stellung der Adres­
saten nicht verändern. Sie besitzen einen eigenständigen fakti­
schen, aber kaum einen rechtlichen Inhalt. Sie werden häufig als 
Kombinatsanweisungen, Organisationsanweisungen, Arbeits- oder 
Dienstanweisungen bezeichnet.

3. Ordnungen, die Rechtsnormen konkretisieren und die recht­
liche Stellung der Adressaten weiter ausgestalten. Ihr Inhalt ent­
hält insofern eine wesentliche selbständige, aber aus den Rechts­
normen unmittelbar abgeleitete rechtliche Komponente.

4. Ordnungen, die originär normative Rechte und Pflichten 
festlegen. Sie können als betriebliche Rechtsvorschriften charakte­
risiert werden.

Vgl. dazu eingehend L. Lotze/G. Teil, „Zum rechtlichen Inhalt 
der Kombinatsordnungen“, Wissenschaftliche Zeitschrift der Mar- 
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Gesellschafts- und 
Sprachwissenschaftliche Reihe, 1985, Heft 4, S. 74 ff.

6 Vgl. dazu K. Hildebrandt/U. Kensy, „Ordnungen — wichtige Lei­
tungsmittel bei der Rechtsverwirklichung in den Kombinaten“, 
NJ 1981, Heft 1, S. 9 ff.

7 Vgl. u. a. W. Haring/H. Radeck, „Ordnungen als Leitungsmittel in 
den Kombinaten und Betrieben“, NJ 1984, Heft 5, S. 197 f.

8 Vgl. Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 2, a. a. O., S. 166 und 170.
9 Jedoch werden auch diese Pflichten von den Bestimmungen über 

allgemeine Pflichten zur Verhütung von Schäden und zur Ab­
wehr von Gefahren (§§ 323 bis 325 ZGB) mit erfaßt.

10 Vgl. zu dieser Problematik M. Posch, „Die zivilrechtliche Ver­
antwortlichkeit für Schadenszufügung und ihre Voraussetzun­
gen“, NJ 1977, Heft 1, S. 10 (11); Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 2, 
a. a. O., S. 191; G. Uebeler, „Zivilrechtliche materielle Verantwort­
lichkeit nach Schadenszufügung durch Unterlassen“, NJ 1983, 
Heft3, S. Ulf.; H.Lieske, „Über den Rechtscharakter der allge­
meinen Pflichten zur Verhütung von Schäden und zur Abwehr 
von Gefahren“, NJ 1987, Heft 6, S. 234.


